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Die Krise der Demokratie ist in den letzten Jahren an einer langen Liste von 
Symptomen festgemacht worden: Rückgang der Wahlbeteiligung, Mitglieder-
schwund bei den Parteien, ein steigender Anteil von Wechselwählern, zuneh-
mende Schwierigkeiten bei der politischen Mehrheitsbildung, Bedeutungsver-
lust der Parlamente sowie die verstärkte Abtretung von Kompetenzen an 
Verwaltungsorgane. Über die Jahre wurden mehrere Versuche unternommen, 
die Politikverdrossenheit zu erklären. So wurde auf die Zunahme an Bildung und 
Information verwiesen, auf Wertewandel und wirtschaftliche Veränderungen 
sowie auf die Überbetonung von politischen Schwächen in den Medien.

Manche Wissenschaftler sind jedoch der Ansicht, dass die Befunde aus Langzeit-
analysen eher für Fluktuationen über die Zeit sprechen als für lineare Abwärts-
trends. Demnach hat die öffentliche Unterstützung für das politische System in 
den etablierten Demokratien keineswegs kontinuierlich abgenommen. Die For-
schung zeigt außerdem, dass die Bürger der etablierten wie der jungen Demo-
kratien nach wie vor in hohem Maße die demokratischen Ideale und Grundsätze 
teilen.

Wenn also die normative Unterstützung für die Demokratie insgesamt stabil 
bleibt, dann gibt es Grund für die Vermutung, dass Politikverdrossenheit und das 
Ausmaß der Demokratiekrise übertrieben oder unzutreffend dargestellt wer-
den. Wenn das Vertrauen in politische Institutionen wie Parlamente und politi-
sche Parteien abnimmt, während die Unterstützung für die Demokratie als sol-
che stabil bleibt, könnte dies auf zweierlei hindeuten: (1) Die Erwartungen der 
Bürger an die Demokratie übersteigen die Fähigkeit der repräsentativen Institu-
tionen, diese Erwartungen zu erfüllen. (2) Die Bürger denken beim Stichwort 
Demokratie nicht mehr ausschließlich an repräsentative Institutionen.

Auch wenn manche Studien beim zivilgesellschaftlichen Engagement – wie bei 
Parteimitgliedschaft und Wahlbeteiligung – einen Rückgang konstatieren, er-
warten die Bürger heute mehr von der Demokratie und verlangen nach weite-
ren Möglichkeiten der politischen Teilhabe. Die Forderungen nach verstärkter 
Partizipation und ein ernsthafteres Eingehen der Politik auf die Anliegen der 
Bürger werden immer lauter. Der Wunsch nach mehr Mitbestimmung führt zu 
wachsender Politikverdrossenheit, wenn die Institutionen diesem Wunsch nicht 
adäquat nachkommen.

Wenn diese Diagnose zutrifft, dann ist die gegenwärtige Situation kein Hinweis 
auf eine Krise, sondern auf ein Missverhältnis zwischen den Forderungen der 
Bürger nach Mitbestimmung und der Fähigkeit der überkommenen politischen 
Institutionen, diesen Forderungen Rechnung zu tragen. Dieses Missverhältnis 
verweist auf den Gedanken des Demokratiedefizits oder – genauer – auf ein 
Ungleichgewicht zwischen der verstärkten Nachfrage nach mehr Demokratie 
und einem empfundenen Mangel an demokratischen Angeboten.

Neuere Studien zur Qualität der Demokratie kommen zu dem Schluss: Je höher 
die Bürgerbeteiligung, desto größer ist die Wahrscheinlichkeit, dass Regie-
rungspolitik und politischer Prozess sich tatsächlich am Willen der Bürger ori-
entieren. Partizipation umfasst heute jedoch mehr als Wahlen, Versammlungen, 
Demonstrationen und organisierte Interessensvertretung. Es gehört ebenso 
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mehr dazu als Überwachen, Hinterfragen und Einfordern von Rechenschaftsle-
gung. Partizipation bedeutet auch mehr, als nur einem bereits vorformulierten 
Vorschlag zuzustimmen oder diesen abzulehnen (zum Beispiel in Referenden 
und Volksabstimmungen). Partizipation erschöpft sich nicht darin, Kandidaten 
auszuwählen und dann ihre Leistungen zu kontrollieren oder Einfluss auf ihre 
Entscheidungen zu nehmen. Partizipation bedeutet, aktiv am Prozess der Ent-
scheidungsfindung teilzunehmen, die politische Prioritätensetzung selbst mit-
zugestalten und über politische Fragen zu debattieren. Ein zeitgemäßes und 
umfassenderes Konzept von Partizipation muss daher ein integraler Bestand-
teil der Reform politischer Institutionen sein – insbesondere wenn es darum 
geht, die Ursachen der vermeintlichen Demokratiekrise in den Blick zu neh-
men. Ohne die Berücksichtigung solcher nicht elektoralen Formen der Partizi-
pation laufen die Institutionen der repräsentativen Demokratie Gefahr, sich 
zunehmend von den Bürgern und ihren demokratischen Forderungen zu ent-
fernen.

Ein erweitertes Konzept politischer Partizipation scheint eines der zentralen 
Elemente zu sein, in denen sich die jüngsten demokratischen Reformen in La-
teinamerika und Europa voneinander unterscheiden. In Lateinamerika, wo das 
Vertrauen in die Politik in den letzten zehn Jahren deutlich zugenommen hat, 
wurden nicht elektorale Formen der Partizipation zunehmend innerhalb des 
repräsentativen demokratischen Systems institutionalisiert, wodurch den Bür-
gern die Möglichkeit gegeben wird, ihre Interessen und Bedürfnisse anders zum 
Ausdruck zu bringen als nur durch Wahlen. Offenbar haben die neuen Demokra-
tien kreative Wege gefunden, den Wunsch ihrer Bürger, sich aktiv an der politi-
schen Entscheidungsfindung zu beteiligen, im Rahmen der repräsentativen Ins-
titutionen zu berücksichtigen.

Neben der Integration direktdemokratischer Mechanismen (Referenden, Volks-
abstimmungen und Bürgerinitiativen) in ihre neuen Verfassungen haben viele 
lateinamerikanische Länder noch weiterreichende und effektivere partizipative 
Institutionen entwickelt. Diese Verfahren, die mit den Bürgerhaushalten in Por-
to Alegre (Brasilien) begannen, umfassen heute lokale und nationale Politikräte, 
Gemeinderäte, Beiräte, nationale Politikkonferenzen, kommunale Entwicklungs-
räte, partizipative Stadtplanung sowie weitere Experimente, die es Bürgern und 
zivilgesellschaftlichen Organisationen ermöglichen, eine größere Rolle im Pro-
zess der Entscheidungsfindung zu spielen und die politische Agenda gemeinsam 
mit den Regierungen zu entwickeln. Solche partizipativen Innovationen sind 
heute in so unterschiedlichen Ländern wie Argentinien, Bolivien, Brasilien, Chile, 
Ecuador, Mexiko und Venezuela verbreitet.

Die Auswirkungen der Bürgerbeteiligung in Lateinamerika machen sich bereits 
in der Schwerpunktsetzung bei den öffentlichen Ausgaben, der Umwidmung 
von Haushaltsmitteln, der Verwaltung kommunaler Ressourcen, der Politikpla-
nung, der Gestaltung und Umsetzung kommunaler Entwicklungsprojekte und 
Reformen sowie bei Entwurf und Verabschiedung von Gesetzen und politischen 
Maßnahmen bemerkbar. Die Bürger haben das Recht, gemeinsam mit ihren ge-
wählten Vertretern über die politischen Prioritäten zu beraten, ihren jeweiligen 
Regierungen spezifische Maßnahmen zur Annahme vorzuschlagen oder sogar 
komplett neue Politikfelder auf die Tagesordnung zu setzen.

Das Potenzial institutionalisierter Beteiligungsmechanismen für die Verwirkli-
chung politischer und sozialer Inklusion ist beachtlich. Experimente wie der 
Bürgerhaushalt haben aufgrund einer gerechteren Verteilung öffentlicher Gü-
ter zu mehr Gleichheit geführt und die politische Beteiligung unter benachtei-
ligten, bildungsfernen und einkommensschwachen Bevölkerungsgruppen er-
höht. Andere Innovationen wie die Politikräte haben dazu beigetragen, die 
Anerkennung und Inklusion von Minderheiten sicherzustellen; sie haben sich 
Rechte erkämpft und politische Maßnahmen erarbeitet, die Themen wie Ge-
schlechterverhältnisse, Ethnizität und andere Fragen betreffen, die für Minder-
heiten wichtig sind. Partizipative Innovationen geben den Stimmlosen eine 
Stimme – wie beispielsweise den indigenen Bevölkerungsgruppen, die in den 
politischen Prozess eingebunden wurden und sich aktiv ins öffentliche Leben 
einbringen, etwa bei der partizipativen Neugestaltung der Andenregion. 
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Die Kombination von Partizipation und Repräsentation in Lateinamerika birgt 
nicht nur das Potenzial, die politische und soziale Inklusion voranzubringen, 
sondern beweist auch, dass partizipative Innovationen in großem Maßstab mög-
lich sind und Einfluss auf die nationale Politik haben können. Ein bemerkens-
wertes Beispiel dafür sind die nationalen Politikkonferenzen in Brasilien. Diese 
großen partizipativen Experimente haben in den letzten Jahren Millionen Men-
schen auf allen drei Ebenen der brasilianischen Föderation zusammengebracht, 
um gesellschaftliche Impulse für die Formulierung und Umsetzung politischer 
Maßnahmen zu liefern. Nach offiziellen Schätzungen der brasilianischen Bun-
desbehörden haben an den 82 nationalen Konferenzen, die zwischen 2003 und 
2011 in Brasilien stattgefunden haben, rund sieben Millionen Menschen teilge-
nommen. Davon waren allein zwei Millionen an den acht nationalen Konferen-
zen beteiligt, die 2011 unter Beteiligung aller 27 Einzelstaaten und so gut wie 
aller 5.564 Städte veranstaltet wurden.

Neben ihrer Fähigkeit, überall im Land eine eindrucksvolle und wachsende Zahl 
von Bürgern und zivilgesellschaftlichen Organisationen dafür zu gewinnen und 
gemeinsam mit der Regierung über Politikvorschläge zu beraten, haben die na-
tionalen brasilianischen Politikkonferenzen auch Einfluss auf Politikgestaltung 
und Gesetzgebung. Rund 19,8 Prozent aller Gesetzesvorhaben, die 2009 im bra-
silianischen Bundesparlament diskutiert wurden, stimmten inhaltlich mit den 
Empfehlungen der nationalen Konferenzen aus den Jahren zuvor überein. Dar-
über hinaus ging es bei 15,8 Prozent aller vom brasilianischen Parlament zwi-
schen 1988 und 2009 beschlossenen Verfassungsänderungen um spezifische 
Themen, die zuvor auf den nationalen Konferenzen diskutiert und in die jewei-
ligen Abschlussempfehlungen aufgenommen wurden. Einfache Bürger, zivilge-
sellschaftliche Organisationen, private Unternehmer und gewählte Volksvertre-
ter aus allen drei staatlichen Ebenen beratschlagen miteinander und einigen 
sich auf eine gemeinsame politische Agenda für ihr Land.

In Lateinamerika wächst die Bürgerbeteiligung über die repräsentativen Kanäle 
von Wahlen und Parteien hinaus, und dennoch ist sie darin integriert. Die Regie-
rungen institutionalisieren in zunehmendem Maße partizipative Verfahren, die 
es den Bürgern ermöglichen, eine größere Rolle im politischen Prozess zu spie-
len. Einige lateinamerikanische Länder experimentieren also mit neuen Formen 
politischer Partizipation, die sie mit neuen Räumen der Repräsentation kombi-
nieren. Politische Institutionen werden so umgestaltet, dass Bürger ihre Interes-
sen und Vorstellungen einbringen können. Die ehemals „delegativen“, „defek-
ten“ oder „Pseudo“-Demokratien Lateinamerikas scheinen einer pragmatischen 
Demokratie Platz zu machen – einer experimentellen Regierungsform, bei der 
nicht elektorale Formen der Partizipation in repräsentative Institutionen einge-
bettet sind.

Ob die experimentellen Formen der Kombination repräsentativer und partizipa-
tiver Elemente die Zufriedenheit der Bürger mit der Demokratie stärken, ist 
eine offene Frage, die empirisch zu beantworten sein wird. Die kürzlich in La-
teinamerika eingeführten demokratischen Innovationen sind zweifellos nicht 
die einzig mögliche kausale Erklärung für die plötzliche Zunahme des politi-
schen Vertrauens auf dem Kontinent. Andere, zeitgleiche Faktoren haben sicher 
ebenfalls dazu beigetragen, zum Beispiel Wirtschaftswachstum, Kontrolle der 
Inflation, Stärkung der Wirtschaft durch Umverteilungsmaßnahmen, signifikan-
ter Rückgang von Armut und Ungleichheit, Aufstieg und Stärkung einer Mittel-
schicht sowie kleine, aber spürbare Fortschritte bei Strafverfolgung, Rechts-
schutz, Kriminalitätsbekämpfung und Korruptionsprävention, um nur einige zu 
nennen. Dennoch: Die repräsentativen Institutionen scheinen die Erwartungen 
der Bürger an die Demokratie zunehmend über partizipative Mechanismen in 
sich aufzunehmen, und das könnte für die Verbesserung der demokratischen 
Leistungen in Lateinamerika durchaus eine Rolle spielen.

In Europa sind Reformen zur Verstärkung der Bürgerbeteiligung gewiss kein 
neues Thema auf der demokratischen Tagesordnung. Allerdings wurden sie bis-
lang hauptsächlich als Teil von Reformen betrachtet, die auf elektorale Instituti-
onen wie Parteien- und Wahlsysteme abzielen. Forderungen nach einer effekti-
veren Beteiligung der Bürger am politischen Prozess führten allenfalls zur 
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Ausweitung direktdemokratischer Verfahren. Aber Referenden und Volksab-
stimmungen sind auf das Wählen beschränkt und stellen daher nur eine be-
grenzte Form der politischen Partizipation dar.

Außerdem beschränkt sich der Einsatz direktdemokratischer Verfahren in Eu-
ropa bislang weitgehend auf die kommunale Ebene und vergleichsweise kleine 
politische Einheiten. Bürgerinitiativen (unter den drei Hauptmechanismen di-
rektdemokratischer Mitwirkung derjenige, der sich am wenigsten auf Wahlen 
stützt) erreichen meistens nicht die nationale Ebene und mobilisieren oft nur 
wenige Bürger. Der Nachweis, dass sie auch auf nationaler (oder transnationaler) 
Ebene realisierbar und effektiv sein können, muss noch erbracht werden.

Mit nicht elektoralen Formen der Partizipation ist in Europa bislang nur sehr 
begrenzt experimentiert worden. Das Modell des Bürgerhaushalts wurde im-
merhin relativ erfolgreich von Lateinamerika auf den alten Kontinent übertra-
gen. Im Jahr 2009 hatten bereits mehr als 200 europäische Städte eine Variante 
des Bürgerhaushalts umgesetzt. Schätzungen zufolge beteiligten sich im selben 
Jahr bereits mehr als acht Millionen europäische Bürger an Bürgerhaushaltsex-
perimenten. Zum Vergleich: Vor zehn Jahren war noch kein halbes Dutzend sol-
cher Experimente auf europäischem Boden erprobt worden. Europäische Städte 
haben den richtigen Weg gefunden, das Experiment an ihren jeweiligen spezifi-
schen lokalen Kontext anzupassen, aber dennoch sind Bürgerhaushalte weit da-
von entfernt, in Europa eine solche institutionell verankerte Realität zu sein wie 
in Lateinamerika.

Die Ausweitung und Institutionalisierung nicht elektoraler Formen der politi-
schen Partizipation ist ohne Zweifel ein Rezept für politische Reformen, das es 
zu berücksichtigen gilt, wenn man aktuell ein Missverhältnis zwischen der 
Nachfrage der Bürger und dem Angebot der politischen Institutionen wahr-
nimmt – und nicht eine Krise der Demokratie als solcher. Interessanterweise 
sind es die neuen Demokratien, die den alten, etablierten Demokratien ein sol-
ches Rezept an die Hand geben. Ob partizipative Institutionen die repräsentati-
ven Institutionen in Europa verbessern könnten und ob diese Verbesserung zur 
Überwindung der Krise beiträgt, indem sie die Zufriedenheit der Bürger mit der 
Demokratie erhöht, sollte empirisch erforscht werden.
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